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Medienpartner

Jeden Tag eine Erfolgsgeschichte aus Deutschland

Heute wird ausgezeichnet:

Immer deutlicher wird seit dem Be-
ginn der weltweiten Finanzkrise,
dass Politiker ein neues Stecken-
pferd entdeckt haben: nämlich das,
im Staatsauftrag Unternehmer zu
spielen, in den Markt regelnd und
kontrollierend einzugreifen, sich an
Unternehmen zu beteiligen oder
diese ganz zu übernehmen und qua
politischem Akt am Leben zu erhal-
ten.„Bei einer Staatsquote von 50
Prozent beginnt der Sozialismus“
soll Helmut Kohl einmal gesagt ha-
ben. Nun, bei 49 Prozent sind wir
mittlerweile angekommen. Ist der
Kapitalismus damit am Ende? Hat
der Staatssozialismus am Ende
doch gesiegt? 

Aber auch der Kapitalismus in
Form der Sozialen Marktwirtschaft
erlaubt den starken Staat, der in
Notlagen Rettungsdienste leistet.
In der Finanz- und Wirtschaftskrise
wurde und wird er gebraucht, und
das weltweit. In den Industrielän-
dern ist der Anteil der Staatsausga-
ben am Bruttoinlandsprodukt um
fünf Prozentpunkte gestiegen. Der
Anstieg in Deutschland ist mit vier
Prozent noch moderat. 

Ich meine: Noch sind die Grund-
lagen der Marktwirtschaft zweifel-
los unser Fundament. Aber das
kann sich ändern, zeigen doch die
neuen Koalitionäre bislang keine
ausreichend klare Tendenz zum
Sparen und zu ordnungspoliti-
schem Handeln. 

Der Sachverständigenrat hat da
eine deutliche Mahnung an die Po-
litik gerichtet: Die krisenbedingte
Ausweitung der Staatsverschul-
dung war alternativlos, aber nun
heißt es, das Ruder herumzureißen
und zu verhindern, dass diese
Staatsverschuldung zum Dauerzu-
stand wird. Sonst ist keine konsis-
tente wachstumsorientierte Politik
möglich. 

Das zeigt ein Blick auf die Zahlen:
Der Marktanteil von Kreditinstitu-
ten, die direkt oder indirekt dem
Staat zuzurechnen sind, liegt bei
ungefähr 45 Prozent. Das ist viel zu
hoch. Die Landesbanken sind über-
flüssig, die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) ein kaum noch
steuerbarer, aufgeblähter Moloch.
Krise hin oder her: Diese staatliche
Einmischung im Bankensektor ist
nicht kompatibel mit der staatli-
chen Pflicht zur Wahrung des All-

gemeinwohls, das ja auch ein wirt-
schaftliches ist. Hierzu kommen die
Wirtschaftsunternehmen: Der
Staat hält 14,7 Prozent an der Volks-
wagen AG, 31,5 Prozent an der
Deutschen Telekom, nach wie vor
100 Prozent an der Deutschen
Bahn, weitere 100prozentige Betei-
ligungen an vielen Messen und an
Fraport. Und das nicht erst seit ges-
tern. Denn schon zu Zeiten der zur-
zeit wieder viel beschworenen
Deutschland AG war das Unterneh-
mertum des Staates üblich. 

Notwendig wäre, wenn der Staat
schon ein Unternehmen hat, dieses
auch wie ein Unternehmer zu füh-
ren. Und hier liegt meist der Hund
begraben: Fehlt doch das Risiko des
Scheiterns, dem sich ein normales
Unternehmen aussetzt, das heißt,
unternehmerisches, strategisches
Denken wird letztlich nicht in der
notwendigen Konsequenz verlangt.
Es herrscht vielmehr das Denken in
Wahlperioden mit der oft fatalen
Konsequenz von Ineffizienz, In-
transparenz, Schwerfälligkeit und
Verschwendung, ob nun bei Lan-
desbanken oder der Deutschen
Bahn. Die Kontrollfunktion des
Marktes fehlt ebenso wie die Kon-
trollfunktion der Bürger als Eig-
nern: Dabei ist das Geld des Staates
das Steuergeld der Bürger. Und die-
ses Geld gilt es treuhänderisch zu
verwenden. 

Dieses Leitbild existiert auch aus
einem weiteren Grund nicht. Denn
Schutz und Beteiligung gewährt der
Staat in der Regel den Unterneh-
men, die Verlierer in ihren jeweili-
gen Märkten sind: also gerade nicht
den gewinnversprechendsten
Marktteilnehmern. 

Ein Blick in die Geschichte zeigt,
dass einmal geschützte Branchen
immer geschützte Branchen wer-
den. Das heißt, hier wird kein Un-
ternehmen durch staatliche Mittel
zu neuer Marktreife und -stärke ge-
bracht, sondern dümpelt weiter in
Agonie vor sich hin. 

Das nützt nur denen, die sich in
den ausgehaltenen Unternehmen
oder in der Beteiligungsverwal-
tung gemütlich eingerichtet haben.
Innovationen sind da nicht zu er-
warten. Zukunftsfähigkeit sieht an-
ders aus.

Was sollte der Staat also stattdes-
sen tun? In Bezug auf die Banken
muss jetzt eine Strategie zum Aus-
stieg aus der Bankenrettung erar-
beitet werden, um den aufgespann-
ten Schirm wieder schließen zu
können. Wohlgemerkt: Nicht jede
Regulierung ist falsch. Wenn sie
zum Ziel hat, öffentliche Interessen
zu berücksichtigen, die sonst ver-
nachlässigt würden, ist ein Eingriff
geboten. Das ist unstrittig. Das war
zu Beginn der Finanzkrise der Fall. 

Problematisch hingegen ist die
Gefahr, dass sich kurzfristig an-
gelegte Eingriffe zu einem staats-
interventionistischen Modell ver-
festigen.

Kolumne

Staatshilfe nur im Notfall

Otto Graf Lambsdorff

In der Krise waren 
die Eingriffe des Bundes
alternativlos. Doch nun 
ist Umdenken angesagt

GENF – Bei einer Demonstration ge-
gen das bevorstehende Minister-
treffen der Welthandelsorganisati-
on (WTO) in Genf ist es zu Aus-
schreitungen gekommen. Ver-
mummte Autonome des Schwarzen
Blocks setzten nach Polizeiangaben
am Samstag Autos in Brand, schlu-
gen Scheiben ein und verwüsteten
Läden. 19 Personen wurden festge-
nommen. Eine 80-jährige Passantin
stürzte im Gewühl und wurde mit
einer Kopfverletzung ins Kranken-
haus gebracht. Die Polizei sprach
von 3000 Kundgebungsteilneh-
mern, die Organisatoren von etwa
5000. Als die Sachbeschädigungen
voll im Gange waren, setzten die
Beamten Tränengas ein. Um den
„Schwarzen Block“ von den friedli-
chen Demonstranten trennen zu
können, habe die Polizei den De-
monstrationszug unterbrechen
müssen, teilten die Behörden mit.

Die Proteste richteten sich gegen

das WTO-Ministertreffen, bei dem
die USA, China und andere Wirt-
schaftsmächte von Montag an ei-
nen Weg aus der Rezession suchen
wollen. Gemäßigte Demonstranten
zeigten sich empört, dass das Anlie-
gen nicht mit friedlichen Mitteln
vorgebracht werden konnte. „Pro-
bleme löst man nicht mit Gewalt“,
sagte der Genfer Nationalrat Carlo
Sommaruga. Die Demonstration sei
ein starkes und internationales Zei-
chen gegen die Politik der WTO
und deren soziale und ökologische
Folgen gewesen, teilten die Organi-
satoren anschließend mit. Sie be-
dauerten, dass die Kundgebung
nicht zu Ende geführt und nicht alle
Reden gehalten werden konnten. In
einem Kommuniqué verurteilten
die Organisatoren zudem jegliche
Polizeirepression und riefen die
Genfer Regionalregierung auf, die
Einhaltung der Gesetze vorbehalt-
los zu überwachen. AP

Gewalt-Proteste gegen
Welthandelsorganisation in Genf

Von Frank Seidlitz

DÜSSELDORF – Das war noch nie
passiert: Bereits Mitte Oktober
stellte BASF völlig überraschend
die Kennzahlen über sein drittes
Quartal vor – Wochen zu früh, die
Branche staunte. Doch der größte
Chemiekonzern der Welt hatte ei-
nen allen Grund: Die Zahlen waren
einfach zu gut, um sie noch länger
unter Verschluss zu halten. Die Bör-
se freute sich, der Aktienkurs der
BASF legte ordentlich zu und zog
die Werte der anderen deutschen
Chemieunternehmen mit. 

Und BASF kein Einzelfall. Ob
Bayer, Henkel oder Merck – durch
die weltweit steigende Nachfrage
sieht die deutsche Chemiebranche
nach einem trüben Jahr wieder ei-
nen Silberstreif am Horizont. „Wir
sind sehr zufrieden, die Trendwen-
de geschafft zu haben“, sagte Bayer-
Chef Werner Wenning. Es sei je-
doch zu früh, von einem sich selbst
tragenden Aufschwung in der In-
dustrie zu sprechen. Auch BASF-
Chef Jürgen Hambrecht warnt vor
zu viel Euphorie. 

Wohl zu Recht, wie eine Studie
der Unternehmensberatung A.T.
Kearney zeigt: Im Extremfall könn-
ten bis zu 35 000 Stellen in der deut-
schen Chemieindustrie auf dem
Spiel stehen, warnen die Berater.
„Die Krise ist in der chemischen In-
dustrie noch nicht vollständig aus-
gestanden“, heißt es in der Studie.
„Die Nachfrage wird frühestens im
Jahr 2010 wieder nachhaltig anzie-
hen.“ Und vermutlich erst 2012 wer-
de wieder das Umsatzniveau er-
zielt, das vor dem Krisenjahr 2008
erreicht worden war. 

Die Bundesrepublik ist einer der
wichtigsten Chemiestandorte über-
haupt. Die Branche ist mit ihren
knapp 440 000 Mitarbeitern der
viertgrößte Wirtschaftszweig in

Deutschland. Zusätzlich entfallen
auf jeden direkten Arbeitsplatz in
der Chemie 1,7 bis 2,5 Jobs in den
Zulieferer- und Abnehmerindus-
trien – das sind weitere 700 000 bis
1,1 Millionen Arbeitskräfte. 

Doch schon in den letzten Jahren
hatte die Branche Federn lassen
müssen. Durch neue Konkurrenten
und die fortschreitende Globalisie-
rung gingen bis 2007 jährlich zwei
Prozent der Stellen in Deutschland
verloren. Als eine der ersten bekam
sie auch die Krise in der Automobil-
industrie zu spüren. 

Allein in Deutschland wurden
nach Berechnungen von A.T. Kear-
ney etwa 5000 Jobs abgebaut. Im
Vergleich zum Ausland sei die deut-
sche Chemieindustrie zwar gut auf-
gestellt und sie habe auch schnell
auf den massiven Auftragseinbruch
in der Krise reagiert, erklärt A.T. Ke-
arney. Dennoch stehe die Branche
jetzt vor großen Herausforderun-
gen. Der Wettbewerb um Rohstoffe,
die Verlagerung der Kundenindus-
trien vor allem nach Asien und der

Aufstieg neuer Konkurrenten in den
aufstrebenden Schwellenländern –
all dies werde den deutschen Unter-
nehmen noch heftig zusetzen.

„Der große Kapazitätsaufbau der
vorigen Jahre, etwa in der Golfregi-

on und China, wird Spuren hinter-
lassen“, sagt Thomas Rings von A.T.
Kearney. Neue Petrochemie-Kapa-
zitäten im Mittleren Osten „gefähr-
den auch lokale Standorte in
Deutschland“, ergänzt er. Und gera-
de die Golfstaaten hätten einen nur
schwer schlagbaren Wettbewerbs-
vorteil: Sie sitzen direkt an der
Quelle von Öl und Gas – den beiden
Rohstoffen, die vielen Chemiepro-
dukten zugrunde liegen. 

Durch Übernahmen verschafft
sich die aufstrebende Konkurrenz
aus den Schwellenländern zudem
technisches Know-how aus dem
Westen und den Zugang zu neuen
Absatzmärkten. Das chinesische
Staatsunternehmen Sinopec etwa,
das in Nanjing zusammen mit der
BASF einen großen Chemiestand-
ort betreibt, schloss im August die
Übernahme des Schweizer Konkur-
renten Addax ab. Und erst vergan-
gene Woche brachte sich der indi-
sche Energie-Riese Reliance für ei-
ne Übernahme des niederländi-
schen Chemiekonzerns Lyondell
Basell ins Spiel. Auch Mittelständ-
ler werden gerne gekauft. Neben In-
dien und China sind hier die Golf-
staaten besonders aktiv.

Die Herausforderungen sind so-
mit enorm für die deutsche Chemie-
branche. Die Berater von A.T. Kear-
ney nennen drei Punkte, die sie als
Schlüssel zum Überleben sehen. So
müssten Unternehmen das Wachs-
tumspotenzial in Asien für sich nut-
zen. Nur wem dies gelinge, könnten

sie der Konkurrenz Paroli bieten.
Zudem müssen sich die deutschen
Chemiebranche im Massengeschäft
durch effizientere Produktionsanla-
gen wettbewerbsfähig halten. Im
renditestarken Spezialchemiege-
schäft sei dies nur durch innovative
Produkte zu erreichen. 

„Innovative Produkte und Anwen-
dungen sind daher unbedingt not-
wendig, um das Wachstum aufrecht-
erhalten zu können“, heißt es in der
A.T. Kearney-Studie. Und das bezie-
he sich nicht nur auf die Großkon-
zerne, sondern schließe den Mittel-
stand ein. Attraktive Wachstumsker-
ne könnten für die Unternehmen
zum Beispiel die Bio- und Umwelt-
technologie sein oder auch Nano-
technik und Polytronic, wie etwa
beim Einsatz von Flüssigkristallen in
Displays und Monitoren. In diesen
Bereichen bestehe ein deutliches Be-
schäftigungs- und Umsatzpotenzial.

Dass die neuen Herausforderun-
gen auch die deutsche Chemiebran-
che treffen, steht außer Zweifel.
Doch die Weltwirtschaftskrise
könnte nun erst einmal dazu führen,
dass die strukturellen Veränderun-
gen sich verzögern. „Die deutschen
Unternehmen sollten daher jetzt die
Chance ergreifen und sich frühzei-
tig dem veränderten Umfeld anpas-
sen“, sagt Rings-Kollege Tobias Feh-
re, und Rings selbst erläutert: „Das
kann auch dazu führen, dass ein Un-
ternehmen, etwa aus dem Mittel-
stand, sein gesamtes Geschäftsmo-
dell auf den Prüfstand stellen muss.“

A.T. Kearney hat in der Studie
„Nachhaltige Restrukturierung 
des Wirtschaftsstandortes
Deutschland“ Schlüsselbranchen
untersucht. Die WELT stellt die
Ergebnisse exklusiv immer am
Montag vor. Lesen Sie am 
7. Dezember: die Aussichten für
High Tech und Elektrotechnik.

BASF in Ludwigshafen ist der größte Chemiekonzern der Welt – doch neue Konkurrenz aus Asien und dem Nahen Osten wird die deutsche Industrie in den kommenden Jahren unter Druck setzen

Gute Zahlen, bange Zukunft
Die deutsche Chemieindustrie feiert wieder Erfolge – Doch eine A.T-Kearney-Studie sieht bis zu 35 000 Jobs gefährdet
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Von Johnny Erling

PEKING – Der heute beginnende bi-
laterale China-EU-Gipfel in Nan-
king steht eine Woche vor Kopen-
hagen im Zeichen der Klimafrage.
Eigentlich soll es vor allem um
Wirtschaftserholung, Währungspo-
litik, Handelsfragen und Marktöff-
nung gehen. Die neue Pekinger
Staatsratsinitiative zur CO2-Ver-
minderung ist aber auch ein Haupt-
thema, zumal Pekinger Unterhänd-
ler der Klimapolitik immer lauter
fordern, dass die Klimapolitik der
Entwicklungsländer durch Zahlun-
gen und Technologietransfer der
Industrieländer kompensiert wer-
den müsse. Daran könnten sich die
Kopenhagener Gespräche noch
Festhängen. 

Die Europäer haben jetzt die
Chance zum Vermitteln. Chinas
Premier Wen Jiabao, der in Nanking
den Gipfel eröffnete und am Sonn-

tag die obersten europäischen
Währungspolitiker traf, vertritt als
höchster Klima-Unterhändler sein
Land auch in Kopenhagen. In Ge-
sprächen gerade in Peking mit Ver-
tretern der G 77 Gruppe und der
UNDP bekräftigte er,
dass China bei der Kli-
mapolitik mit seiner
Festlegung hoher
quantitativer CO2-
Minderungsziele ger-
ne eine Vorreiterrolle
spielt. Die Absicht,
den Anstieg der von China erzeug-
ten Treibhausgase bis 2020 zu ver-
langsamen, sei ein „ernstes und fei-
erliches Versprechen“ nicht nur ge-
genüber dem eigenen Land, son-
dern auch „Ausdruck globaler
Verantwortlichkeit“, sagte Wen. Er
traf sich mit Vertretern von Schwel-
len- und Entwicklungsländern, dar-
unter Indien, Brasilien und Südafri-
ka. Indiens Umweltminister Jairam

Ramesh sprach von einem „Weck-
ruf“ für sein Land. Wir müssen nun
über unsere Klimastrategie intensiv
nachdenken und nach Flexibilität
suchen“, zitierte ihn die Nachrich-
tenagentur Xinhua. Mit seiner Ein-

spar-Initiative rea-
gierte der Staatsrat
postwendend auf
den Vorstoß tags
zuvor von US-Prä-
sident Barack Oba-
ma mit dessen 17
Prozent Redukti-

onsangebot. Für viele in China kam
das unerwartet. Noch am Tag vor
der Staatsratssitzung hatte der vom
Außenministerium beauftragte Un-
terhändler für Klimapolitik, Yu
Qingtai, beim Treffen mit Korres-
pondenten versichert, dass nur die
„reichen Staaten“, nicht aber China
unter Handlungsdruck stünden. Pe-
kings Staatsrat verabschiedete 24
Stunden später die „freiwillige“

Verpflichtung zur CO2-Verminde-
rung bis zum Jahr 2020, wobei Chi-
na die Erzeugung von Treibhausga-
sen pro Einheit Wirtschaftsleistung
um 40 bis 45 Prozent gegenüber
dem Ausgangsjahr 2005 reduzieren
will. Überrascht zeigte sich auch
der Klimaforscher und Regierungs-
berater Pan Jiahua: „Unser Ziel von
40 bis 45 Prozent Reduktion ist zu
hoch“ kritisierte Pan in der Pekin-
ger Zeitung „Xin Jingbao“. Es sei
nur schwer realisierbar. Bis zu 35
Prozent Verminderung wären
„machbar“. 40 bis 45 Prozent seien
zwar „möglich“, aber nur, wenn die
Bali-Vereinbarung umgesetzt wird
Die Industrieländer hatten auf der
Konferenz von Bali angeboten, mit
Geld und Technologiehilfe Ent-
wicklungsländer zu unterstützen,
wenn diese freiwillig ihren CO2-
Ausstoß vermindern, wozu sie nach
dem Kyoto-Protokoll nicht ge-
zwungen waren. Auch Klimaunter-

händler Yang Hongwei verlangte
gestern in der Wochenzeitung
„21. Jahrhundert Wirtschaftsbote“,
dass die Bali-Übereinkunft Voraus-
setzung für die neuen CO2-Redukti-
onsziele sein muss. Pekings CO2-
Ziele werden dagegen im Ausland
von Umweltgruppen als viel „zu ge-
ring“ kritisiert. Das Land habe 1990
bis 2005 ohne äußeren Druck durch
seine Modernisierung und Schlie-
ßung Tausender maroder Betriebe
bereits seine CO2-Intensität um 44
Prozent verbessern können. Chinas
Klimaforscher antworten darauf,
dass es heute technologisch und fi-
nanziell wesentlich aufwendiger
sei, die CO2 Bilanz zu verbessern.
Der Disput berührt auch die Frage,
wann Chinas CO2-Ausstoß, der zur-
zeit der höchste in der Welt ist, sei-
ne Obergrenze erreicht. Der Zen-
tralbank-Forscher Zhang Jianjin
geht unter den günstigsten Voraus-
setzungen vom Jahr 2021 aus.

Industrieländer sollen für Pekings CO2-Vorstoß zahlen 
Klimapolitik der Entwicklungsländer soll durch Zahlungen kompensiert werden – Europäer haben die Chance zum Vermitteln

■ „Unser Ziel zur
Reduktion von CO2

ist zu hoch“ 
Klimaforscher Pan Jiahua

Studie: Telekommunikation
schafft ein Job-Wunder
welt.de/kearney

■ Investitionen sichern Wachstum und Jobs: Die neue Bundesregierung
hat sich im Koalitionsvertrag für eine investitionsfreundliche Politik aus-
gesprochen. A.T. Kearney hält nun eine schnelle Umsetzung der verein-
barten Punkte für notwendig, damit Unternehmen Planungssicherheiten
haben.

■ Die Experten der Unternehmensberatung fordern eine Kehrtwende
bei den Regulierungen. Diese würden nur dazu führen, dass Wertschöp-
fung aus dem Markt genommen werde. 

■ Ein Umdenken fordert A.T. Kearney auch bei einem der Schlüssel-
themen der Zukunft: Biotechnologie. Deutschland droht hier wegen einer
biotechfeindlichen Einstellung den Anschluss an die Weltspitze zu ver-
lieren. 

■ Die Bundesregierung sollte eine Offensive für Zukunftstechnologien
starten und dafür auch finanzielle Anreize zur Verfügung stellen.

Handlungsempfehlungen an die Politik
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Immer im Dezember verwandelt sich der Schlossberg der Stadt 
Quedlinburg im Harz zum größten Adventskalender Deutschlands.

Medienpartner

Jeden Tag eine Erfolgsgeschichte aus Deutschland

Heute wird ausgezeichnet:

Von Gesche Wüpper

PARIS – Frankreich will die Schat-
tenwirtschaft stärker bekämpfen –
mit Hilfe von Steuern. So sollen
Drogenhändler, Hehler und Geld-
fälscher künftig höhere Einkom-
mensteuern zahlen. Das zumindest
sieht das rückwirkende Haushalts-
gesetz 2009 vor, über das die Abge-
ordneten des französischen Parla-
ments in den kommenden Tagen
abstimmen sollen.

Staatspräsident Nicolas Sarkozy
hatte im Mai angekündigt, „Dealer
über den Geldbeutel treffen“ zu
wollen. Die konservative Regierung
will mit dem entsprechenden Ent-
wurf aber nicht nur gegen kriminel-
le Aktivitäten vorgehen, sondern
auch gegen die Steuerflucht.

Drogenhändler, Hehler und
Geldfälscher würden ja in der Regel
gar keine Steuererklärung abgeben,
argumentiert der Gesetzentwurf.
Bisher würden sie zwar strafrecht-

lich verfolgt, sollten ihre illegalen
Aktivitäten auffliegen, doch sie hät-
ten dafür eben bis jetzt nicht in Eu-
ro und Cent bezahlen müssen. Um
die Einnahmen von Kriminellen be-
steuern zu können, soll der Fiskus
nun in Zukunft beschlagnahmte
Drogen etwa wie Einkommen be-
handeln. Dafür wird ein Marktwert
festgelegt, für den sie dann aus ih-
rem Vermögen Abgaben zu zahlen
haben – zusätzlich zum Verlust der
Ware selbst. Das soll neben Dro-
genhandel auch für den Handel mit
Waffen, Produktfälschungen,
Falschgeld sowie geschmuggelten
Alkohol und Zigaretten gelten.

Zur Bekämpfung der Schatten-
wirtschaft soll das Wirtschaftsmi-
nisterium dem Innenministerium
nun Steuerfahnder zur Verfügung
stellen. Der Entwurf für das rück-
wirkende Haushaltsgesetz sieht zu-
dem vor, das Berufsgeheimnis auf-
zuweichen. So sollen Mitarbeiter
der Steuerbehörden künftig Infor-

mationen direkt an Polizeibeamte,
die in entsprechenden Fällen ermit-
teln, weitergeben können. Bisher
mussten die Kriminalbeamten da-
für einen Antrag stellen.

Gleichzeitig will die französische
Regierung stärker gegen Steueroa-
sen vorgehen. Sie hat deshalb paral-
lel zur Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) eine eigene
schwarze Liste mit Steuerparadie-
sen erstellt. Darauf finden sich der-

zeit 24 Länder, vor allem aus Asien,
Zentral- und Südamerika. Sie alle
haben entweder kein Abkommen
mit Frankreich zur Zusammenar-
beit unterzeichnet oder weigern
sich trotzdem, mit den französi-
schen Behörden zu kooperieren.

Sollten die betroffenen Staaten,
darunter Chile, Guatemala, Urugu-
ay, Panama, Costa Rica, Liberia und
mehrere Inseln der Antillen, bis En-
de des Jahres ihre Praktiken nicht
ändern, soll die Liste veröffentlicht
werden. Die Aufstellung, die jedes
Jahr neu erscheinen soll, geht wei-
ter als die der OECD, da Paris offen-
bar kritisiert, dass die Organisation
in einigen Fällen nachgiebig ist. 

Das Haushaltsgesetz sieht auch
härtere Sanktionen gegen französi-
sche Unternehmen vor, die in Steu-
erparadiesen siedeln. So sollen sie
für ihre „passiven Einkommen“ (Di-
videnden, Zinsen und Abgaben)
künftig 50 Prozent Steuern zahlen,
statt bisher 15 bis 35 Prozent. Dage-

gen sieht der Entwurf nicht wie ur-
sprünglich geplant Sanktionen für
Privatpersonen vor, die in einem
Steuerparadies eine Stiftung ge-
gründet haben. Diese Maßnahmen
seien noch nicht ausgearbeitet.

Haushaltsminister Eric Woerth
kündigte gerade die Einrichtung ei-
ner Datei namens „Evafisc“ an, die
alle Haushalte auflisten soll, die
Konten im Ausland haben. Der
Staatsrat soll zudem ein Dekret ab-
zeichnen, das Banken, die in Frank-
reich präsent sind, verpflichtet, ent-
sprechende Daten an die Steuerbe-
hörden weiterzugeben. Die Regie-
rung hat Bürgern, die Vermögen in
Steuerparadiesen angelegt haben,
ein gewisses Nachsehen verspro-
chen, wenn sie sich bis Ende des
Jahres selbst anzeigen. Woerth hat-
te gedroht, eine Liste mit 3000 Na-
men von französischen Steuer-
flüchtlingen in der Schweiz zu be-
sitzen. Bis jetzt haben sich jedoch
nur rund 1000 Personen gemeldet.

Frankreich will Steuern auf illegale Drogen verlangen 
Dealer, Waffenhändler und Produktfälscher sollen stärker zur Kasse gebeten werden – Auch Steuerflüchtlingen geht es an den Kragen

Drogenhandel im Norden der französi-
schen Hauptstadt Paris FOTO: PA/DPA

FRANKFURT/MAIN – Die Gewerk-
schaft Verdi will in der Tarifrunde
für den öffentlichen Dienst eine
deutliche Lohnerhöhung durchset-
zen. Seine Gewerkschaft orientiere
sich am Produktivitätszuwachs und
der Preissteigerung, sagte Ver.di-
Chef Frank Bsirske der „Frankfurter
Rundschau“. Den Spielraum bezif-
ferte Bsirske auf bis zu 2,8 Prozent.
„Zudem werden bei unserer Lohn-
forderung die Zusatzbeiträge der
Krankenversicherung eine Rolle
spielen“, sagte Bsirske. 

Man müsse davon ausgehen, dass
im nächsten Jahr viele Kassen Zu-
satzbeiträge verlangten, die auf-
grund politischer Entscheidungen
die Versicherten allein tragen
müssten. „Wahrscheinlich steigen
die Beiträge um 30 bis 40 Euro, was
0,7 Prozent eines Durchschnittsge-
halts entspricht. Diese erhebliche
zusätzlich Belastung können wir
nicht einfach ignorieren“, betonte
Bsirske. AP

Gewerkschaft fordert
spürbare Lohnerhöhung

im öffentlichen Dienst
BERLIN – Der Bankenrettungsfonds
SoFFin hat nach einem Bericht des
„Spiegel“ bislang einen Überschuss
von 441 Mio. Euro erwirtschaftet.
Damit habe sich der Fonds zu einer
zuverlässigen Einnahmequelle für
den Staat entwickelt, hieß es. Für
keine der gewährten Milliarden-
Garantien habe der Steuerzahler
bisher einspringen müssen. Zudem
sei der Fonds in Höhe von 400 Mrd.
Euro bisher nicht einmal zu einem
Drittel in Anspruch genommen
worden. Für die gewährten Garan-
tien und Hilfen müssen die Institu-
te Gebühren zahlen, die entspre-
chende Einnahmen bringen. Auch
beim Deutschlandfonds, der Bürg-
schaften für notleidende Firmen ge-
währt, sei das Gesamtvolumen von
mehr als 100 Mrd. Euro nur zu ei-
nem Bruchteil in Anspruch genom-
men worden. Bisher habe der Staat
erst in einem Fall von unter zwei
Mio. Euro tatsächlich für einen
Ausfall haften müssen. rtr

Bankenrettungsfonds
erwirtschaftet

Millionen-Überschuss 

Je häufiger ein Gipfel stattfindet,
desto mehr muss nach seinem Sinn
gefragt werden. Wenn am Dienstag
nun die Vertreter der Informations-
und Kommunikationstechnologie-
wirtschaft (IKT) mit Politikern und
Staatsvertretern in Stuttgart zum
vierten IT-Gipfel zusammenkom-
men, ist das auf den ersten Blick ei-
ne vorweihnachtliche Routine, die
vor Jahren in Potsdam begann, in
Hannover fortgeführt wurde und
ihren Weg über Darmstadt nach Ba-
den-Württemberg gefunden hat.
Muss das sein?

Es muss. Kaum eine Branche ist
so sehr auf die Unterstützung der
Politik angewiesen wie die IKT.
Und umgekehrt kann der Staat von
kaum einer Industrie so sehr profi-
tieren wie von dieser. Daher ist im
Vorfeld des Treffens eine Feststel-
lung besonders wichtig. Stuttgart
ist kein Krisengipfel. Zwar hat auch
diese Branche die Turbulenzen der
Wirtschafts- und Finanzkrise be-
merkt, aber sie ist deswegen nicht
ins Schleudern geraten. Auch des-
halb sollte sie sich in dieser Woche
mit Stolz zeigen. 

Der IT-Gipfel ist inzwischen ne-
ben der Hightech-Messe Cebit zur
zweiten großen Leistungsshow der
Informations- und Kommunikati-
onstechnologiewirtschaft gewor-
den. Erst diese Veranstaltungen
verleihen ihr eine Sichtbarkeit, die
notwendig ist. Denn nach dem Ma-
schinenbau beschäftigt keine ande-
re Industrie in Deutschland so viele
Menschen wie sie, ihr Beitrag zur
Wirtschafts- und Innovationsleis-
tung ist derart groß, dass sie der
wichtigste Wachstumstreiber der
heimischen Volkswirtschaft gewor-
den ist. 

Die Bundesregierung hat das er-
kannt. Bundeskanzlerin Angela
Merkel reist auch deswegen nach
Stuttgart. Vier ihrer Minister tun es
ihr nach. Internet und Hightech
sind für Politiker keine Randthe-
men mehr. Nicht zuletzt der Erfolg
der Piratenpartei hat Zauderern die
Augen geöffnet. Erstmals hat sich
ein Koalitionsvertrag in aller Aus-
führlichkeit damit beschäftigt. Der
Branche hat das Hoffnung gemacht.
Die Regierung arbeitet derzeit an
einer Strategie für die digitale Zu-
kunft Deutschlands, deren Umrisse
die Bundeskanzlerin auf dem Tref-
fen in Stuttgart erläutern wird. Ihr

Auftritt könnte eine Art Internet-
Regierungserklärung werden. 

Wichtiger als der Gipfel ist je-
doch die Zeit davor und danach. In
neun Arbeitsgruppen kommen Un-
ternehmenschefs, Minister und
Staatssekretäre mehrmals jährlich
zusammen, um gemeinsam an Pro-
jekten zu arbeiten. Der wiederkeh-
rende Gipfeltermin bringt einen
Zeitdruck mit sich, der die Entwick-
lung sowohl in Firmen als auch in
Ministerien deutlich beschleunigt. 

Nach drei Jahren gemeinsamer
Arbeit gibt es Erfolge: Die Bundes-
regierung ist einer Forderung der
Wirtschaft nach einem Chief Infor-
mation Officer (CIO) nachgekom-
men. Das ist Innen-Staatssekretär
Hans Bernhard Beus. Damit hat die
Wirtschaft endlich einen zentralen
IT-Ansprechpartner in der Regie-
rung. Allerdings würde man ihn
noch deutlich lieber vorne am Kabi-
nettstisch sehen.

Auch die Breitbandstrategie der
Bundesregierung wäre ohne IT-
Gipfel wohl nicht so weit. Nun wer-
den erstmals messbare Ziele für die
Versorgung Deutschlands mit
schnellen Internet-Anschlüssen ge-
nannt. Bis Ende des kommenden
Jahres soll jeder Haushalt mit min-
destens einem Megabit pro Sekun-
de ans Internet anschließbar sein. 

Zu den Erfolgen gehört auch die
einheitliche Behördennummer 115,
die eingeführt wird. Das ist ein
Kraftakt, weil es nur mit der Schal-
tung der Telefonnummer nicht ge-
tan ist. In den Verwaltungen müs-
sen dafür umfangreiche Prozesse
angepasst und modernisiert wer-
den. Ebenso schwer ist die Geburt
des elektronischen Personalaus-
weises, der bereits in einem Jahr
eingeführt werden und Geschäfte
im Internet sicherer machen soll. 

Vor allem wenn es darum geht,
Standards zu entwickeln, spielt der
Gipfel mit den Arbeitsgruppen sei-
ne Stärken aus, weil Staat und Wirt-
schaft hier ohne Zusammenarbeit
gar nicht auskommen können. Das
gilt auch für das diesjährige zentra-
le Thema „intelligente Netze“ und
betrifft somit die Energieversor-
gung ebenso wie die Verkehrstele-
matik, Gesundheitswesen, E-
Learning und E-Government. 

In einem Fall aber wird das Stutt-
garter Treffen doch zu einem Kri-
sengipfel. Mit Schrecken reagierte
die Branche auf die Ankündigung
des neuen Gesundheitsministers
Philipp Rösler (FDP), die elektroni-
sche Gesundheitskarte erst einmal
zu stoppen. Das Milliarden-Vorha-
ben kämpft sowieso schon mit ei-
ner mehrjährigen Verspätung.
Doch gerade hier wollte die Bran-
che ihre Innovationskraft zeigen.
Rösler wird in Stuttgart nicht ver-
treten sein. Seine Chefin Merkel
hingegen könnte die politische Li-
nie bei dem Thema erklären – und
ein Machtwort sprechen.

Analyse

Ein Gipfel mit Tücken

Thomas Heuzeroth

Deutschlands
Telekom-Firmen bei der
Kanzlerin: Warum das
Treffen wichtig ist

■ Die Experten der Unternehmensberatung A.T. Kearney fordern, dass
die Hightech-Branche stärker in den Fokus der deutschen Wirtschafts-
politik rücken soll. Wichtig sei vor allem steuerliche Förderung der For-
schung, um den Abstand zu anderen Hightech-Nationen zu verringern.

■ Über die EU müssten deutsche Unternehmen der Hightech-Industrie
vor Übernahmen geschützt werden.

■ Cluster und branchenübergreifende Zusammenarbeit sollen gestärkt
werden, um die Krisenanfälligkeit von Unternehmen der Branche zu
reduzieren und neues Wachstum zu schaffen

■ Die Binnennachfrage ließe sich durch gezielte öffentliche Investitio-
nen stärken. Dazu gehören öffentliche Programme, mit denen Solar-
anlagen auf Dächern öffentlicher Gebäude sowie die Hightech-Aus-
stattung von Schulen gefördert werden.

■ Zudem wird gefordert, klare wirtschaftspolitische Zuständigkeiten zu
schaffen – zum Beispiel durch ein Software-Referat. DW

Hilfe von der Politik

Die Aussichten für die deutsche
Wirtschaft bis 2015
welt.de/atkearney

Von Thomas Jüngling

BERLIN – Bei den Kaufsummen im
Technologie-Sektor, die Unterneh-
men in den vergangenen Wochen
veröffentlicht haben, wird selbst
Experten schwindelig. Dabei sind
manche der gekauften Firmen nur
Insidern bekannt. Computerher-
steller Dell schnappt sich den
Dienstleister Perot Systems für 3,9
Mrd. Dollar, Hewlett-Packard kauft
den Netzwerkausrüster 3Com für
2,7 Mrd., Xerox blättert 6,4 Mrd. für
ACS hin, und Oracle will Sun für 7,4
Mrd. Dollar kaufen. Was ist los in
der Hightech-Branche?

Zum einen schwächeln wegen
der Wirtschafts- und Finanzkrise
viele Unternehmen und können
sich gegen Übernahmen nicht weh-
ren. Zum anderen wollen die Gro-
ßen der Branche Kapazitäten für
die erwartete Erholung aufbauen.
Eine solche Konsolidierung des
Marktes ist auch für Deutschland
zu erwarten – mit weitreichenden
Auswirkungen auf die Beschäftig-
ten der Hightech-Branche.

Ihnen drohen schwere Jahre. Im
ersten Halbjahr 2009 ging die Be-
schäftigung um 2,8 Prozent zurück,
und auch für die nächsten Jahre
rechnet die Unternehmensbera-
tung A.T. Kearney in einer Analyse
zu Auswirkungen der Wirtschafts-
und Finanzkrise auf die Hightech-
Branche mit einem Rückgang. Bis
2013 könne das Beschäftigungsni-
veau von der Zeit vor der Krise
nicht wieder erreicht werden. Die
Studie liegt der WELT exklusiv vor.

„Die Krise hat die Hightech-
Branche recht hart getroffen“, sagt
A.T.-Kearney-Experte Jan Stenger.
Die Prognose ist düster: Mehr als
zehn Prozent der Unternehmen sei-
en in diesem Jahr von Insolvenz be-
droht, bis 2013 könnte der Anteil auf
fast 25 Prozent anwachsen, wenn
Politik und Unternehmen nicht
rechtzeitig gegensteuern.

Die Experten von A.T. Kearney
empfehlen, die neuen Hightech-
Wachstumsbereiche wie Umwelt-
schutztechnologie oder Embedded
Software als Industrie-Cluster zu

verstehen und zu fördern sowie
systemrelevante deutsche High-
tech-Unternehmen über die EU vor
Übernahmen zu schützen. Zudem
sei Forschung intensiv zu fördern
und steuerlich besser absetzbar zu
machen. Helfen können darüber
hinaus stärkere öffentliche Investi-
tionen, zum Beispiel durch Pro-
gramme für Solardächer auf öffent-
lichen Gebäuden oder für High-
tech-Ausstattung in Schulen.

Damit könnten die Unternehmen
leichter aus der Krise kommen. Ei-
nige Anzeichen künden ohnehin
schon von Besserung. Zwar sind
fast alle Kennzahlen für das erste
Halbjahr negativ, die Exporte aber
haben angezogen, die Binnennach-
frage dürfte Mitte 2010 folgen. „Die
Stimmung hellt sich spürbar auf.
Die Trendwende ist da“, sagt auch
August-Wilhelm Scheer vom Bran-
chenverband Bitkom.

Im stark exportabhängigen Elek-
trotechnik-Sektor dagegen dürfte
der Umsatz nach der aktuellen Ver-
besserung im vierten Quartal mit-
telfristig nicht so schnell wieder al-
te Niveaus erreichen. Fast ein Vier-
tel der Beschäftigten muss mit dem
Verlust des Arbeitsplatzes rechnen.

Unternehmen wie Infineon, Q-
Cells oder Carl Zeiss Vision haben
weiter Sanierungsbedarf.

„Aufgrund der Probleme der hie-
sigen Unternehmen und der niedri-
gen Bewertungen werden sich in-
ternationale Fonds und Unterneh-
men 2010 günstig in einige deutsche
Hightech-Unternehmen einkaufen
können“, sagt A.T.-Kearney-Mann
Stenger. Gefährdet seien vor allem
mittelständische Betriebe mit inno-
vativen Technolo-
gien und guter
Marktposition,
aber kritischer Ei-
genkapitalbasis
und Geschäftssi-
tuation. Laut Stu-
die ließen sich die
Produktionskosten in vielen High-
tech-Bereichen weiter senken, wie
es das ehemalige Siemens-Telefon-
unternehmen Gigaset erreicht hat.

Was für insolvenzgefährdete
Hightech-Unternehmen gilt, ist
zum großen Teil auch für die
Wachstumshoffnungen wichtig.
Dazu gehört die Speichertechnolo-
gie. Speicher jeder Art würden
künftig verstärkt nachgefragt, ge-
braucht werden sie zum Beispiel

für den Einsatz in Elektro-Autos,
der Solartechnik und in mobilen
Endgeräten. Eine andere A.T.-Kear-
ney-Studie prognostiziert hier ein
sehr hohes Wachstum. „Die Batte-
rie-Industrie ist heute fast komplett
in Asien, vor allem China angesie-
delt. Da die Deutschen gut aufge-
stellt sind in den zukünftig wichti-
gen Batterie-Anwendungsfeldern
wie Auto und Solar, und es Techno-
logie-Sprünge geben wird, ergibt

sich hier eine gro-
ße Chance für die
Hightech- wie auch
Chemie-Industrie,
hier neu aufzuset-
zen und diese In-
dustrie sowie Teile
der Produktion zu-

rückzuholen“, sagt Jan Stenger.
Daneben sind nach der Analyse

von A.T. Kearney ab Mitte 2010
neue kräftige Impulse aus der So-
larbranche zu erwarten, die poli-
tisch gewollt ist und wegen gesetz-
lich gesicherter Einspeisevergütun-
gen sicheres Wachstum verspricht.
Unternehmen, die Photovoltaik-
Zellen und -Module herstellen wie
Conergy, Solarworld oder Schott
Solar machen gerade in der aktuel-

len Solar-Krise ihre Hausaufgaben
im Kostenbereich, werden 2010 ge-
stärkt aus der Krise hervorgehen
und eine Rolle in der aktuell laufen-
den Konsolidierung spielen. Gut
sind bereits jetzt zahlreiche deut-
sche Solar-Zulieferer aufgestellt,
zum Beispiel SMA. Das Projekt De-
sertech, das weltgrößte Programm
für Solarthermie-Kraftwerke, wird
für weitere Nachfrage sorgen.

Dritter wichtiger Wachstums-
kern in Deutschland bleibt die IT-
Branche. In Hightech-Produkten
und -Systemen jeder Art spielt Soft-
ware eine größer werdende Rolle
gegenüber der Hardware. Das bie-
tet der deutschen Software-Bran-
che A.T. Kearney zufolge Wachs-
tumschancen: „Hier haben deut-
sche Unternehmen einen großen
Wettbewerbsvorteil. Sie sind stark
darin, Software mit Anwendungen
im Maschinenbau und in der Auto-
technik zu verbinden. Firmen wie
SAP, Software AG und gerade viele
mittelständische Software-Unter-
nehmen haben im Bereich der ‚Em-
bedded Software’ eine neue Wachs-
tumschance“, sagt Stenger. Damit
wären sie auch gegen Übernahme-
versuche durch die Großen der IT-
Branche wie Dell, Oracle und
Hewlett-Packard geschützt.

IT ist nicht nur als Branche wich-
tig, sondern auch als Kostenfaktor
für Unternehmen. Nach Untersu-
chungen von A.T. Kearney lassen
sich mit der Anwendung des Cloud
Computing bis zu 20 Prozent der
IT-Kosten in einem Unternehmen
sparen. Beim Cloud Computing lie-
gen Software und Daten nicht mehr
auf dem Rechner des Anwenders,
sondern abrufbar auf einem über
Internet erreichbaren Server. „Ge-
rade in Krisenzeiten lohnt es sich,
in IT zu investieren. Das gilt vor al-
lem für Green IT die neben der
Nachhaltigkeit noch den großen
Kosteneffekt hat – von dieser neuen
Nachfrage können Green-IT-An-
bieter profitieren“, sagt Stenger.
Mit dem Einsatz moderner Hard-
und Software könnten Unterneh-
men den Energieverbrauch der IT
um 14 Prozent senken.

Von der Solarbranche – hier das weltweit zweitgrößte Photovoltaik-Kraftwerk Lieberose nördlich von Cottbus (Brandenburg) – werden im nächsten Jahr kräftige Impulse erwartet FOTO: REUTERS/FABRIZIO BENSCH

Hightech-Unternehmen drohen schwere Jahre
Studie: Jedes vierte ist von Insolvenz bedroht – Speichertechnologie, Solar- und IT-Branche sorgen für Hoffnung
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